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Liebe Kolleginnen  
und Kollegen,

„Die Zeit überschlägt sich wie ein Stein 
vom Berge herunter, und man weiß 
nicht, wo sie hinkommt und wo man ist.“ 

Dieser Satz von Johann Wolfgang von 
Goethe ist mir eingefallen, als ich die 
letzten Wochen habe „Revue passieren“ 
lassen. Schon in der letzten Zeitung 
 haben wir darüber berichtet, dass neue 
organisatorische Veränderungen für die 
Bundeswehr am Horizont stehen. Die 
Veränderungen in Koblenz und die Neu-
organisation der Personalgewinnung 
 waren wohl nur der Auftakt zu weiteren 
Neuerungen. Man kann sich des Eindru-
ckes nicht erwehren, dass in den nicht 
mehr ganz zwei Jahren dieser Legislatur-
periode noch einige organisatorische 
Großprojekte angepackt werden sollen. 
Das Verteidigungsressort und deren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter scheinen 
nach Auffassung der Leitung neben den 
originären Aufgaben, Einnahme der Ziel-
struktur, der Übernahme zusätzlicher 
Aufgaben im Rahmen der Flüchtlingshil-
fe wohl noch freie Kapazitäten für Orga-
nisationsbetrachtungen zu haben.

Da ist zum einen das Projekt Organisati-
onsanalyse Bundesministerium der Ver-
teidigung (BMVg). Man ist in der Leitung 
des Ministeriums wohl zu der Auffassung 
gekommen, „was gut ist, kann ja durch-
aus noch besser werden“, und hat mit 
der Firma SOPRA Steria consulting einen 
 externen Partner mit der Durchführung 
einer Organisationsanalyse im BMVg be-
auftragt. Der Abschlussbericht soll Ende 
März 2017 vorgelegt werden. Bis dahin 
werden das interne BMVg- und das ex-
terne Projektteam – auch mittels Be-
fragung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter – den Ist-Zustand erfassen und 
bewerten und anschließend im Rahmen 
einer „Soll-Konzeption“ Lösungsvarian-
ten für aufbauorganisatorische Zielbilder 
erarbeiten. Anhand der klassischen 
 Aufgaben eines Ministeriums: Planen – 
Lenken – Leiten, sollen gemäß politisch-
strategischer Vorgaben der Umfang mi-
nisterieller Aufgaben festgelegt und 
Schnittstellen zwischen BMVg und des-
sen Geschäftsbereich aufgezeigt werden. 
Ziel sind effiziente operative Prozesse im 
BMVg und eine effektive Bündelung der 
Aufgaben. Darüber hinaus erhofft sich 
die Leitung des Ministeriums Klarheit 
über benötigte Ressourcenkapazität und 
die Entwicklung einer Methodik für ein 
dynamisches Organisationsmanage-
ment. Dieses Vorgehen ist nach der rei-
nen Lehre richtig. Auch der Verband der 
Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB) hat 
in der Vergangenheit immer die Auffas-
sung vertreten, erst nach einer Aufga-
benkritik Entscheidungen zu organisa-
torischen Reformen zu treffen. Hier und 
heute stellt sich nur die Frage nach dem 
richtigen Zeitpunkt einer solchen Maß-
nahme. Die Strukturen der Bundeswehr-
reform aus der letzten Legislaturperiode 
sind noch nicht vollständig eingenom-
men. Anpassungen, Evaluierung und 
Nachjustierung wohin man schaut. Und 
jetzt die Organisationsanalyse des Mut-
terhauses mit den zu erwartenden Aus-
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Gesprächsfaden aufgenommen
Zu einem ersten Gespräch 
trafen sich die neue stellver-
tretende Abteilungsleiterin 
Personal im Bundesminis-
terium der Verteidigung, 
 Sabine Grohmann, und der 
Bundesvorsitzende des 
 Verbandes der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB), 
 Wolfram Kamm, am 2. Feb-
ruar 2016. Der Gesprächsfa-
den war sofort aufgenom-
men, da der VBB bereits 
während ihrer vorherigen 
Verwendungen in Frau 
 Grohmann einen guten 
 Gesprächspartner hatte.  
Im Rahmen einer „tour 
d’horizont standen beam-
tenpolitische Themen wie 
die Durchlässigkeit der Lauf-
bahngruppen, die Novellie-

rung des Soldatenbeteili-
gungsgesetzes sowie Än- 
derungen in der Personalge-

winnungsorganisation und 
die Attraktivität des Arbeits-
platzes für Beamte in der 

Bundeswehr im Mittelpunkt. 
Weitere Gespräche wurden 
vereinbart.

V
B

B
 

wirkungen auf den Geschäfts-
bereich. Die Protagonisten des 
Flurfunkes vermuten – viel-
leicht nicht ganz zu Unrecht – 
eine Verbindung zu den immer 
wieder aufkommenden Über-
legungen, das Berlin-Bonn- 
Gesetz aufzuheben und die 
Dienstsitze der Ministerien in 
Bonn nach Berlin zu verlagern. 
Die Bundesministerin für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit, Barbara Hen-
dricks, hat hier ebenfalls ihre 
Spuren hinterlassen. Und auch 
die weiteren, im Bau befindli-
chen Bauteile des BMVg wer-
den in absehbarer Zeit fertig-
gestellt sein. Also alles nur eine 
Frage des Zeitpunktes?

Da trifft es sich gut, dass die 
Bundesministerin der Verteidi-
gung in einem Tagesbefehl am 
17. September 2015 mit der 
hierin angesprochenen „Strate-
gischen Leitlinie Cyber-Vertei-
digung im Geschäftsbereich 
BMVg“ den Startschuss gege-
ben hat, die Bundeswehr im 
Cyber-Raum zukunftsfähig zu 
machen. Dem Vernehmen 
nach haben in einem zweiten 

„Runden Tisch“ am 4. März 
2016 die Staatsekretärin 
Dr. Katrin Suder, der Beauftrag-
te für die strategische Steue-
rung nationaler und internatio-
naler Rüstungsaktivitäten der 
Bundeswehr, Dr. Scherf, sowie 
der stellvertretende General-
inspekteur der Bundeswehr, 
GL Kneip, als designierter Leiter 
des Aufbaustabes „Cyber- und 
Informationsraum (CIR) die 
Überlegungen einer Grobstruk-
tur und des Aufgabenumfan-
ges für ein neues OrgElement 
Cyber- und Informationsraum 
(CIR) den geladenen Vertretern 
aus allen Bereichen der Bun-
deswehr vorgestellt. In der 
 Zuständigkeit eines neuen 
 Inspekteurs CIR soll ein kon-
zentrierter Beitrag der Bundes-
wehr zu einer gesamtstaatli-
chen Sicherheitsvorsorge 
geschaffen werden. Das be-
deutet als Aufgabe für das 
neue OrgElement CIR unter an-
derem die Konzentration von 
Betrieb und Schutz der IT-Sys-
teme der Bundeswehr, Bereit-
stellung von Fähigkeiten für 
Cyber-Operationen, Verbesse-
rung der Informationssicher-

heit usw. Neben der daraus 
 folgenden Notwendigkeit or-
ganisatorischer Veränderun-
gen im BMVg (Abteilungen AIN 
und IUD) sowie im Geschäfts-
bereich (BAAINBw und SKB) 
wird zwingend die Notwendig-
keit gesehen, zur Gewinnung 
qualifizierten Personals die 
Studienkapazitäten in den Be-
reichen Bachelor für Informatik 
und Master für Cyber-Sicher-
heit auszubauen. Auch hier 
scheint geplant, den „Wirkbe-
trieb“ nach Einnahme der hier-
für erforderlichen OrgStruktur 
Ende 2016 im Jahr 2017 begin-
nen zu lassen. Alles nur eine 
Frage des Zeitpunktes?

Das werden spannende Zeiten 
nicht nur für die betroffenen 
Menschen in der Bundeswehr, 
sondern auch für unseren VBB 
sowie die zuständigen Perso-
nalvertretungen. Nachdem das 
Oberverwaltungsgericht 
Münster dem Bundesministe-
rium der Verteidigung die 
Rechtswidrigkeit seines Han-
dels im Zusammenhang mit 
der Abgabe der Personalab-
rechnung attestiert hat, hoffen 

wir in der Baumschulallee, dass 
das Verteidigungsressort hier-
aus seine Lehren gezogen hat 
und rechtmäßig beteiligen und 
handeln wird.

Der VBB jedenfalls wird alles, 
was man sich jetzt allerorten 
ausdenkt, von allen Seiten be-
trachten und bewerten und 
seiner Chronistenpflicht nach-
kommen.

In diesem Fall halten wir es mit 
Wilhelm Busch: „Wer zusieht, 
sieht mehr, als wer mitspielt.“

VBB, DIE Interessenvertretung 
für die Bundeswehrverwaltung 
und die Beamtinnen und Be-
amten in der Bundeswehr.

Herzlichst

Ihr

Wolfram Kamm
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Informationsveranstaltung zur 
Organisationsanalyse BMVg
Auf Einladung des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung 
(BMVg) nahm der Verband 
der Beamten der Bundeswehr 
e.V. (VBB), vertreten durch 
seinen Bundesvorsitzenden 
Wolfram Kamm und den 
stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Dr. Hans Liesen-

hoff, an einer Informations-
veranstaltung für Verbände 
und Gewerkschaften zu einer 
angeordneten Organisations-
analyse im BMVg teil.

Die Bundesministerin der Ver-
teidigung, Dr. Ursula von der 

Leyen, hatte am 9. September 
2015 in der Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages die 
Durchführung einer solchen 
Organisationsanalyse und 

 Aufgabenkritik im Bundesmi-
nisterium der Verteidigung als 
wesentliches Ziel dieser Legis-
laturperiode definiert. Nun 
wird mithilfe einer externen 
Unternehmensberatung das 
komplette BMVg systematisch 
untersucht und der Leitung des 
Ministeriums Handlungsemp-
fehlungen vorgelegt.

Der VBB steht dieser, für das 
Ministerium vorgesehenen 
 Organisationsanalyse grund-
sätzlich positiv gegenüber. Wir 
teilen die Auffassung der Pro-
jektverantwortlichen, dass 
 diese Analyse ergebnisoffen 
durchgeführt werden soll und 
nicht durch politische Vorga-
ben eingeschränkt werden 
darf. Gleichwohl haben wir aus 

den Erfahrungen vergangener 
Organisationsvorhaben eine 
gewisse Grundskepsis zum 
Ausdruck gebracht. Als mah-
nendes Beispiel kann die ver-
fassungswidrige Entscheidung 
zur Abgabe der Personalab-
rechnung dienen. Nach den Or-
ganisationsüberlegungen rund 
um das Bundesamt für Ausrüs-
tung, Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) und den geplanten 
Veränderungen in der Perso-
nalgewinnungsorganisation 
könne das Ministerium aller-
dings nicht mehr davon spre-
chen, dass es keine Reform der 
Reform geben soll.

Das Projektteam machte in 
der Veranstaltung mehr als 

einmal deutlich, dass aus-
drücklich die konkrete Mit-
arbeit der Kolleginnen und 
Kollegen gewünscht ist. Dies-
bezüglich wurde im Intranet 
eine Sonderseite eingerichtet, 
die einen ersten Überblick 
über das Projekt und das 
 geplante Vorgehen sowie 
weitere Informationen und 
auch Kontaktmöglichkeiten 
liefert.

Unabhängig davon werden  
auf Bitten des VBB im laufen-
den Verfahren weiter Informa-
tionsrunden mit den Verbän-
den und Gewerkschaften 
durchgeführt. Wir werden mit 
dem Projektteam in Kontakt 
bleiben und Sie weiter infor-
mieren. 

VBB gibt Stellungnahme zur Neufassung 
der Sonderurlaubsverordnung ab
Mit der eigentlichen Zielset-
zung, die verbesserte Über-
sichtlichkeit und somit eine er-
leichterte Handhabung bei der 
Anwendung der einzelnen Re-
gelungen herzustellen, wurde 
uns Mitte Januar der Referen-
tenentwurf zur Neufassung 
der Sonderurlaubsverordnung 
vorgelegt.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) begrüßt 
natürlich eine solche Absicht, 
musste er jedoch mit Erstau-
nen bei Durchsicht des Ent-
wurfs feststellen, dass diese 
Neufassung auch dazu benutzt 
wird, um bislang geltende Re-
gelungen (beispielsweise die 
Regelung zum Sonderurlaub 

für gewerkschaftliche Zwecke) 
einzuschränken. Eine Begrün-
dung diesbezüglich sucht man 
vergebens. 

An dieser Stelle fordert der 
Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB), dass 
die bisherige Möglichkeit der 
Gewährung von bis zu zehn 
Tagen durch den Dienstherrn 
für die gewerkschaftliche Ar-
beit erhalten bleibt. Bereits 
heute sind Mandatsträger ge-
zwungen, für ihre im Ehren-
amt wahrgenommenen Auf-
gaben Freizeitausgleich für 
geleistete Mehrarbeit oder 
Erholungsurlaub in Anspruch 
zu nehmen. Eine Reduzierung 
auf fünf Tage ist im Besonde-

ren für die Organisationen 
nachteilig, deren gewerk-
schaftliche/verbandliche Ar-
beit im Ehrenamt wahrge-
nommen und nicht durch 
hauptamtliche Funktionäre 
oder von Personen, die durch 
besondere Altersgrenzen 
weit vor der gesetzlichen Al-
tersgrenze aus dem Erwerbs-
leben ausscheiden, ausgeübt 
wird.

Aber auch beim Sonderurlaub 
aus persönlichen Anlässen ist 
die Neufassung nachteilig. 
Während in der bisherigen Fas-
sung ein „Auffangtatbestand“ 
normiert war, fehlt ein solcher 
in der vorliegenden Entwurfs-
fassung. Diese und etliche wei-
tere Anmerkungen hat der VBB 
in seiner Stellungnahme, mit 
der Bitte um Prüfung der zu-
ständigen Stelle, übermittelt. 
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Bundeswehr-Sozialwerk und VBB 
unterschreiben Kooperationsvertrag
Die in der Vergangenheit be-
reits gelebte Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundeswehr-So-
zialwerk und dem Verband der 
Beamten der Bundeswehr e.V. 
(VBB) wurde nun auch schrift-
lich besiegelt. Mitte Februar 
trafen sich der Bundesvorsit-
zende des Bundeswehr-Sozial-
werks, Peter Niepenberg, und 
der Bundesvorsitzende des 
Verbandes der Beamten der 
Bundeswehr e.V., Wolfram 
Kamm, um einen entsprechen-
den Kooperationsvertrag zu 
unterzeichnen.

Der Kooperationsvertrag sieht 
neben dem Anzeigentausch in 
den jeweiligen Printmedien 
auch die Möglichkeit der Nut-
zung der Häuser des Bundes-
wehr-Sozialwerks für etwaige 
Seminare oder Tagungen sei-
tens des VBB vor. Beide Ver-
bände wollen sich wechsel-
seitig unterstützen, indem 
Informationsmaterial ausge-
tauscht wird und man sich ge-
genseitig zu verschiedenen 
Veranstaltungen einlädt. Darü-
ber hinaus wollen beide Ver-

bände auch in Zukunft eng zu-
sammenarbeiten. Weitere 
Möglichkeiten der Kooperation 
wurden diskutiert. Beide Ver-
tragspartner waren sich einig, 
dass man die Zusammenarbeit 
in Zukunft weiter ausbauen 
möchte.

Bereits in der Vergangenheit 
war es seitens des VBB selbst-
verständlich, dass bei den 
 unterschiedlichsten Veranstal-
tungen, wie beispielsweise 
beim Bundesvertretertag oder 
dem Tag der offenen Tür im 
BMVg, für das Bundeswehr- 

Sozialwerk gesammelt wurde. 
Zudem bekleiden viele Mit-
glieder des VBB auch eine 
Funktion im BwSW. Das nun 
unterzeichnete Papier besie-
gelt daher nur die bereits ge-
lebte Kooperation. 
 

Dienstpostenbedarf und Dotierungs-
struktur in der Bundeswehrfeuerwehr
Die Organisationsuntersu-
chung in der Bundeswehrfeu-
erwehr ist abgeschlossen und 
es hat sich gezeigt, was wir 
alle schon wussten und ge-
fordert haben: um einen 
rechts- und vorschriftenkon-
formen Betrieb auf den Flug-
plätzen, Truppenübungs-
plätzen, Depots und Marine- 
standorten sicherzustellen, 

bedarf es der Erhöhung des 
Personalumfangs!

Folgende Maßnahmen wurden 
jetzt seitens des Ministeriums 
auf den Weg gebracht:

 > schrittweise Einrichtung von 
insgesamt 601 zusätzlichen 
Dienstposten in drei Tran-
chen (2016, 2017, 2018),

 > von den 601 Dienstposten 
werden 507 Dienstposten als 
Beförderungsämter ausge-
bracht,

 > Einrichtung von 33 Kw-
Dienstposten mit einer Be-
fristung längstens bis zum 
31. Dezember 2022,

 > zusätzliche Hebung von 701 
Dienstposten als vierte 
Tranche ab 2019 ff.

Damit ist ein erster Schritt 
gemacht, bedarf es jetzt je-
doch noch der Genehmigung 
im Rahmen des Haushalts-
aufstellungsverfahrens. 

Der VBB wird – wie gewohnt 
– die Planstellenforderung  
im Parlament begleiten und 
unterstützen. Wir bleiben 
dran! 
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